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Tagesordnungspunkt 
Reform der kommunalen Seniorenarbeit in Dortmund 
hier: Abschlussbericht der Forschungsgesellschaft für Gerontologie und weiteres Verfahren 
 

Beschlussvorschlag 
 
Der Ausschuss für Soziales, Familie und Gesundheit empfiehlt dem Rat der Stadt Dortmund, 
dem Vorschlag der Verwaltung zu folgen und im weiteren Entscheidungs- und 
Beteiligungsverfahren über die Reform der kommunalen Seniorenarbeit in Dortmund neben 
den in der Verwaltungsvorlage genannten Umsetzungsschritten folgende Ergänzungen und  
Schwerpunktsetzungen vorzunehmen: 
 
Der Ausschuss folgt der Auffassung der Verwaltung, dass es wesentliches Ziel kommunaler 
SeniorInnenpolitik sein muss , älteren und hochaltrigen Menschen weitgehende 
Selbständigkeit in ihrem gewohnten Wohnumfeld zu ermöglichen und die Aufnahme in 
stationären Einrichtungen zu verhindern bzw. so lange wie möglich hinauszuzögern. 
 
Über den verstärkten Einsatz des Instruments der Einzelfallhilfeplanung (Case Management) 
hinaus, hält der Ausschuss die Einrichtung einer sogenannten clearing-Stelle für erforderlich, 
um die Module der vorhandenen Hilfestruktur effektiv und auf die Lebenssituation des 
einzelnen Menschen bezogen ausrichten zu können.  
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Die Landesregierung wird aufgefordert, die Arbeit der Wohnberatungs- und 
Wohnanpassungsberatungsstelle des Kreuzviertelvereins dauerhaft und in ausreichendem 
Umfang abzusichern. Darüber hinaus wird die Verwaltung aufgefordert, Projekte des 
generationenübergreifenden Wohnen durch entsprechende Dienstleistungen für die Initiatoren 
solcher Projekte zu unterstützen. Der Ausschuss spricht sich dafür aus, in jedem Stadtbezirk 
„Service -Wohnen“ zu etablieren und fordert die Verwaltung auf, die notwendigen 
Voraussetzungen zu klären.  
 
Der Ausschuss hält die Problematik der Betreuung einer zunehmenden Anzahl von 
altersverwirrten Personen für eine vordringlich zu lösende Aufgabe. Die Verwaltung wird 
aufgefordert, in Zusammenarbeit mit der SeniorInnenheim gGmbH zunächst in einem 
Modellversuch die teilstationäre Betreuung von Dementen und eine damit verbundene 
Entlastung der Angehörigen zu konzipieren und die Übertragbarkeit auf eine ausreichende 
Anzahl von Stadtbezirken zu überprüfen. Darüber hinaus ist der notwendige Bedarf an 
stationären, teilstationären sowie Kurzzeitpflegeeinrichtungen zu ermitteln und ein 
Planungshorizont für die Errichtung der notwendigen Einrichtungen darzustellen.  
 
Der Ausschuss spricht sich dafür aus, bei der inhaltlichen Neuausrichtung der Arbeit in den 
Begegnungsstätten und der Umstrukturierung zu Bürgerzentren differenzierte 
niedrigschwellige Angebote auch für Demenzkranke und ihre Angehörigen zu 
berücksichtigen.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
gez. Birgit Unger 
 
 
f.d.R. Christiane Ullmann 
 
 
 

 


